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Vorblatt 


Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates Uber die tiergesund- 
heitlichen und hygienischen Bedingungen, denen rohe 
Vollmilch als Rohstoff für die Herstellung von wärme- 
behandelter Milch und Erzeugnissen aus solcher Milch 
entsprechen muß 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Regelung ge- 
sundheitlicher Fragen bei der Herstellung und dem In- 
verkehrbringen von wärmebehandelter Milch 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Jugend, 
Familie und Gesundheit) 


A. Problem 

In den einzelnen Mitgliedstaaten der EWG gelten zur Zeit noch 
unterschiedliche Vorschriften sowohl hinsichtlich der Hygiene- 
anforderungen als auch viehseuchenrechtlicher Art für Mildi, 
die für die Herstellung von wärmebehandelter Milch und Er- 
zeugnissen aus solcher Milch bestimmt ist. Es fehlen außerdem 
einheitliche Normen für die Herstellung und das Inverkehr- 
bringen von wärmebehandelter Milch. 


B. Lösung 

Die Kommission schlägt vor, in einer Verordnung einheitliche 
Normen bezüglich der Hygieneanforderungen festzulegen so- 
wie mit einer zweiten Verordnung den innerstaatlichen und 
innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit wärmebehandelter 
Milch zu regeln. 
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C. Alternativen 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit vertritt die 

Auffassung, daß 

a) mit den Vorschlägen Regelungen auf dem Gebiet des Ge- 
sundheitswesens angestrebt werden, die nur in Form von 
Richtlinien nach Artikel 100 des EWG-Vertrages ergehen 
können, da Verordnungen nach Artikel 43 des Vertrages auf 
Regelungen mit wirtschaftlicher Zielsetzung beschränkt sind; 

b) die vorgeschlagenen Regelungen nicht auf wärmebehandelte 
Milch beschränkt sein, sondern den gesamten Bereich der 
Rohmilch erfassen sollten. 


Einmütigkeit im Ausschuß 
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eine Verordnung (EWG) des Rates über die tiergesundheitlichen 
und hygienischen Bedingungen, denen rohe VollmUch als Roh- 
stoff für die Herstellung von wärmebehandelter Milch und Er- 
zeugnissen aus solcher Milch entsprechen muß 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Regelung gesundheit- 
licher Fragen bei der Herstellung und dem Inverkehrbringen 
von wärmebehandelter Milch 

— Drucksache VI/1855 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Hammans 


I. 

Die Verordnungs vor schlage der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften sind durch Schreiben 
des Präsidenten des Bundestages vom 23. Februar 
1971 an den Ausschuß für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit federführend und an den Ausschuß für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mitberatend 
überwiesen worden. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat die Verordnungsvorschläge in seiner 
Sitzung vom 9. Juni imd 14. Oktober 1971 behandelt 
und seine Stellungnahme am 26. Oktober 1971 dem 
federführenden Ausschuß übersandt. 

II . 

Die Verordnungsvorschläge haben zum Ziel, die 
derzeit bestehenden Unterschiede zwischen den 
milchhygienischen Vorschriften der Mitgliedstaaten 
zu beseitigen. Die Liberalisierung des Milchmarktes 
in den EG ist schon weit vorangeschritten, da 
wesentliche marktregelnde Vorschriften bereits har- 
monisiert worden sind. Ein allgemeiner freier 


Warenverkehr wird jedoch durch die fehlende 
Rechtsangleichung auf dem Gebiet der hygienischen 
Anforderungen an Milch und Milcherzeugnisse be- 
hindert. Gleichzeitig sollen die Vorschriften für die 
hygienische Qualität der Erzeugnisse vereinheitlicht 
und angehoben werden, ein Bemühen, das sowohl 
von der Erzeuger- und Wirtschaftsseite wegen der 
Steigerung der Umsatzmöglichkeiten wie auch vom 
Verbraucher wegen der hygienischen Vorteile zu 
begrüßen ist. 

III. 

Der Ausschuß ist mit dem Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten der Auffassung, daß die 
Vorschläge dem Schutz der Gesundheit dienende 
Regelungen enthalten, deren Harmonisierung in 
allen Mitgliedstaaten angestrebt wird. Artikel 43 
EWGV ermächtigt jedoch nur zu Regelungen mit 
wirtschaftlicher Zielsetzung im Bereich der Agrar- 
politik. Er erfaßt nicht die Materie Gesundheits- 
wesen. Hierfür kommt nur die Form der Richtlinie, 
gestützt auf Artikel 100 des Vertrages, in Frage. Die 
vorgesehenen Regelungen sollten daher als Richt- 
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linien nadi Artikel 100 EWGV erlassen und die Be- 
stimmungen der Vorschläge dieser Rechtslage an- 
gepaßt werden. 

Der Ausschuß hat sich vor allem mit der Frage be- 
faßt, inwieweit es grundsätzlich erforderlich ist, die 
sehr ins einzelne gehenden Vorschriften zu befür- 
worten oder, wie es der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten vorgeschlagen hat, per- 
fektionistische und zu sehr ins Detail gehende Be- 
stimmungen abzulehnen. 

Der Ausschuß hat zu seinen Beratungen auch die 
Stellungnahme des Europäischen Parlaments zu die- 
sen Vorschlägen herangezogen (Dokument 262/71 
vom 29. Februar 1972). Der federführende Ausschuß 
für Sozial- und Gesundheitsfragen kommt ebenso 
wie der Landwirtschaftsausschuß zu dem Ergebnis, 
daß ins einzelne gehende, sehr genaue Vorschriften 
am besten geeignet sind, eine Harmonisierung der 
Vorschriften herbeizuführen und der Wettbewerbs- 
verzerrung entgegenzuwirken. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
kann diese Auffassung nicht grundsätzlich ver- 
neinen, schlägt aber im einzelnen Änderungen unter 
Berücksichtigung der Stellungnahme des Ausschus- 
ses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten vor. 

IV. 

a) Anforderungen an rohe Vollmildh 

1. Eine Einschränkung der vorgesehenen Regelimg 
auf solche Rohmilch, die lediglich als Rohstoff für 
die Zubereitung von wärmebehandelter Milch 
und daraus hergestellten Erzeugnissen dient, ist 
weder sinnvoll noch in der mildiwirtschaftlichen 
Praxis dmchführbar. Die Regelung sollte für alle 
Milch gelten, die der Erzeuger in den Verkehr 
gibt und die bei der Herstellung von Lebensmit- 
teln Verwendung findet, was auch dem Votum 
des Bundesrates entspricht. 

2. Zu Artikel 1 Buchstabe a 

Die Begriffsdefinition für rohe Vollmilch als das 
Sekret der Milchdrüse einer Kuh ist unvollstän- 
dig und sollte der seit 40 Jahren bewährten De- 
finition in i§ 1 Abs. 1 der 1. AVO zum Milchgesetz 
angepaßt werden. Auf Kap. V Nr. 1 der Anlage 
zur vorgesehenen Regelung für Rohmilch wird 
hingewiesen. 

3. Zu Artikel 3 

Es bestehen keine Bedenken, daß die Analysen- 
methoden gemäß dem Verfahren des Artikels 7 
festgelegt werden. Die Festsetzung von Ncirmen, 
d. h. die Festsetzung der Beurteilung der Ergeb- 
nisse, hat jedoch eine überragende gesundheit- 
liche Bedeutung, so daß die Normen Bestandteil 


der Regelung, gestützt auf Artikel 100 EWG- 
Vertrag, werden sollten. 

4. Zu Artikel 7 

Das hier angeführte Verfahren der Arbeitsweise 
des Ständigen Verterinärausschusses ist unvoll- 
ständig wiedergegeben und muß dem Verfahren 
entsprechend der EWG-Richtlinie „Frisches 
Fleisch" angeglichen werden. Absatz 2 Buch- 
stabe c muß ergänzt werden durch die Zufügimg 
„es sei denn, der Rat hat sich mit einfacher Mehr- 
heit gegen die vorgeschlagenen Maßnahmen aus- 
gesprochen". 

5. Zur Anlage Kap, V Nr, 4 

Es sollte unterschieden werden zwischen Prüfun- 
gen, die mehrmals monatlich zu erfolgen haben, 
wie Farbe und Geruch, Reinheitsgrad und Frische- 
zustand sowie solchen Prüfungen, die in größe- 
rem Abstand, etwa monatlich, erfolgen köimen, 
wie Untersuchungen auf den Zellgehalt, Antibio- 
tika, andere Hemmstoffe und Pestizide. Bei einem 
solchen Verfahren würden die Kosten der Unter- 
suchungen in einem angemessenen Verhältnis zur 
Effektivität der Milchkontrolle stehen. Hinsicht- 
lich der festzusetzenden Beurteilungsnormen wird 
auf die Stellungnahme zu Artikel 7 verwiesen. 
Grundsätzlich sollte festgestellt werden, daß die 
hygienische Kontrolle der Milch eine öffentliche 
Aufgabe ist. 

b) Anforderungen an wärmebehandelte Milch 

1. Zu Artikel 1 Buchstabe a 

Hierzu wird auf die Bemerkungen zu a) Nr. 2 
hingewiesen. Die Begriffsdefinition für Milch ist 
in der vorliegenden Fassung nicht ausreichend, 

2. Zu Artikel 5 und Anlage I Kap, V Nr. 3 

Die festzusetzenden Normen sollten als Grad- 
messer der Hygiene Bestandteil der Regelimg 
sein, während die Untersuchungsmethoden ge- 
mäß dem Verfahren des Artikels 13 festgesetzt 
werden können. 

3. Zu Artikel 11 Abs, 1 

Das Verbringungsverbot für pasteurisierte Milch 
sollte auch für ultrahocherhitzte und sterilisierte 
Milch gelten. Bei ansteckenden Tierkrankheiten 
ist mit Qualitätseinbußen der Milch zu rechnen, 
so daß diese Milch im EWG-Raum nicht freizügig 
sein sollte. 

4. Zu Artikel 13 Abs, 2 Buchstabe c 

Hierzu wird auf die für notwendig gehaltene Er- 
gänzung hingewiesen, wie bereits unter a) Nr. 4 
ausgeführt. 


Bonn, den 8. Juni 1972 


Dr, Hammans 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. die Vorschläge der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften 

— Drucksache VI/ 1855 — zur Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, bei den weite- 
ren Verhandlungen in Brüssel darauf hinzuwir- 
ken, daß die vorgesehenen Regelungen 

a) als Richtlinie nach Maßgabe von Artikel 100 
EWG-Vertrag erlassen und die Bestimmun- 
gen der Vorschläge dieser Rechtslage ange- 
paßt werden, 

b) den unter A. aufgeführten Vorschlägen ent- 
sprechend geändert werden. 


Bonn, den 8. Juni 1972 


Der Ausschuß 

für Jugendr Familie und Gesundheit 

Haudi Dr. Hammans 

Vorsitzender Berichterstatter 
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